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Antrag 180/I/2020 Forum Netzpolitik

Daten von Mietfahrrädern und E-Scootern für die Allgemeinheit nutzbar machen

Beschluss: Annahme

Der Berliner Senat und die SPD-Fraktion im Abgeordnetenhauswerden aufgefordert sich dafür einzusetzen, dass Anbieter von

Rideshare-Systemen in Berlin Informationenüber die Zahl undNutzung ihrer Fahrzeuge sowohl der Senatsverwaltung als auch

der Öffentlichkeit automatisiert und maschinenlesbar zur Verfügung stellen. Dafür soll der Standard „Mobility Data Specifi-

cation“ (MDS) zum Einsatz kommen und außerdem eine öffentliche Schnittstelle entsprechend der „General Bikeshare Feed

Specification“ (GBFS) bereitgestellt werden. Die Senatsverwaltung wird kurzfristig die für die Speicherung der Daten nötige

Infrastruktur und mittelfristig Möglichkeiten zur Auswertung und Nutzung dieser Verkehrsdaten schaffen. Vorbild kann hier

das 2019 etablierte Modell der Stadt Hamburg sein.

Überweisen an

AH Fraktion, Senat

Stellungnahme(n)

Stellungnahme des Senats 2022:

In den Richtlinien der Berliner Regierungspolitik 2021-2026 hat sich der Senat folgendes Ziel gesetzt:

„Der Senat schafft die Voraussetzungen, dass alle Anbieterinnen undAnbieter vonMobilitätsdienstleistungen an eine digitale,

öffentliche Plattform angebunden werden und anonymisiert planungs-, buchungs- und auslastungsrelevante Daten einspei-

senmüssen. Angestrebt wird, dass Standards hinsichtlich der räumlichen und zeitlichen Abdeckung, der Beschäftigtenrechte,

der Barrierefreiheit, Einrichtungen zur Erhöhungder Verkehrssicherheit und klimaschonender Antriebe verankertwerden.“Die

verkehrsrelevanten Daten werden in der Regel öffentlich zur Verfügung gestellt. Ausgenommen sind vertrauliche Daten, die

nur für die Verwaltung einsehbar sind.

Stellungnahme der AH-Fraktion 2022:

Dieses Anliegen ist bisher nicht umgesetzt. Die SPD-Fraktion wird bei der Regulierung der Sharing-Angebote im Rahmen des

novellierten Straßengesetzes das Antragsanliegen in die Beratungen mit den Koalitionspartnern und der Senatsverwaltung

für Umwelt, Mobilität, Verbraucher- und Klimaschutz einfließen lassen.

1


